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Vorblatt 


Änderung des § 94 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages 


A. Problem 

Beseitigung eines redaktionellen Fehlers in § 94 Abs. 2 und die 
Anpassung möglicher mehrerer Beratungen bei Nachtragshaus- 
haltsvorlagen 


B. Lösung 

Neufassung des § 94 Abs. 2 und Anpassung an den Grundsatz 
des § 77 Abs. 1 

C. Alternativen 

entfällt 

D. Kosten 

entfällt 
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Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/128 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Geschäftsordnungsangelegenheiten — 

betr. Änderung der Geschäftsordnung des Deutschen Bundes- 
tages {§ 94 Abs. 2) 


A. Bericht des Abgeordneten Schoettle 


Die in der vorigen Wahlperiode beschlossene Neu- 
fassung des § 94 stellte eine Anpassung an die 
Änderung des Artikels 110 des Grundgesetzes dar. 
Wie die Änderung des Grundgesetzes, sollte auch 
die Änderung der Geschäftsordnung eine beschleu- 
nigte Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 
und des Haushaltsplans sowie der Nachtragshaus- 
haltsvorlagen und Ergänzungsvorlagen ermöglichen. 
Durch die vom Bundestag beschlossene Neufassung 
des § 94 Abs. 2 wurde aber gerade dieser Zweck 
vereitelt, da nach der zur Zeit geltenden Fassung 
die erste Beratung im Plenum frühestens sechs 
Wochen nach Zuleitung des Entwurfs des Haushalts- 
gesetzes und des Haushaltsplans im Plenum erfolgen 
dürfte. Gewollt war aber, daß der Bundestag unmit- 
telbar nach der Zuleitung mit der ersten Beratung 
beginnen können sollte. Dieser Wille ist durch das 
Redaktionsversehen nicht zum Ausdruck gekom- 
men. 

Gewollt war, daß die Sechs-Wochen-Frist nur für 
die zweite Beratung des Entwurfs des Haushalts- 
gesetzes und des Haushaltsplans gelten sollte, inner- 


halb der der Bundesrat seine Stellungnahme zu den 
Entwürfen abgeben kann. Durch die Einfügung des 
Wortes „zweite" vor dem Wort „Beratung" ist für 
den Entwurf des Haushaltsgesetzes und des Haus- 
haltsplans sichergestellt, daß die nach dem Grund- 
gesetz vorgesehene erste Beratung unmittelbar nach 
der Zuleitung an die beiden Gesetzgebungsorgane 
erfolgen kann. 

Da nach § 77 Abs. 1 lediglich der Entwurf des 
Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplans in drei 
Beratungen, alle anderen Vorlagen in der Regel in 
einer Beratung erledigt werden können, somit die 
Möglichkeit besteht, z. B. bei Nachtragshaushaltsvor- 
lagen entsprechend zu verfahren, mußte bei den 
Nachtragshaushaltsvorlagen das Wort „Beratung" 
durch das Wort „Schlußberatung" ersetzt werden, 
da die Drei-Wochen-Frist für die Stellungnahme des 
Bundesrates nur für die abschließende Beratung des 
Bundestages gilt. Ohne eine entsprechende Fassung 
würde es bei diesen Vorlagen auch zu einer unnöti- 
gen Verzögerung kommen. 


Bonn, den 27. November 1969 


Schoettle 

Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — > 6. Wahlperiode 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

§ 94 Abs. 2 der Geschäftsordnung erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Die zweite Beratung des Entwurfs des Haus- 
haltsgesetzes und des Haushaltsplans darf frühe- 
stens sechs Wochen, die Schlußberatung von Nach- 
tragshaushaltsvorlagen oder Ergänzungsvorlagen 
frühestens drei Wochen nach Zuleitung erfolgen, es 
sei denn, die Stellungnahme des Bundesrates geht 
vor Ablauf der in Artikel HO Abs. 3 des Grundge- 
setzes vorgesehenen Frist ein.“ 


Bonn, den 27. November 1969 


Der Ausschuß für Wahlprüf ung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle 

Vorsitzender und Berichterstatter 


2 



